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Antrag auf Erbvorbezug durch die Erbgemeinschaft bei bestehender Beistandschaft mit Einkommens- und Vermögensverwaltung
Sachverhalt

In folgender Angelegenheit bittet unsere Soziale Dienste / Vormundschaftsbehörde um eine Beurteilung / Rechtsauskunft.  Kann im vorliegenden Fall die Vormundschaftsbehörde einem Erbvorbezug zulasten des Vermögens einer verbeiständeten urteilsunfähigen Person zustimmen?

Für Frau H. Jg. 1929 führt unsere Vormundschaftsbehörde eine klassische Altersbeistandschaft gem. Art. 392 Abs. 1 und 393 Abs. 2 ZGB mit Einkommens- und Vermögensverwaltung. Die Massnahme wurde im Oktober 2005 errichtet. Amtierende Beiständin ist Tochter, Frau D. (eine der 4 Kinder von Frau H.) Frau H. leidet im fortgeschrittenen Stadium an Alzheimererkrankung und lebt seit Juni 2004 im Alters- und Pflegeheim. Sie ist durch diese Erkrankung urteilsunfähig. 

Der Ehemann von Frau H. und Vater der 4 Kinder ist vor 12 Jahren verstorben. Frau H. wurde zusammen mit vier Nachkommen (darunter auch ihre Tochter und Beiständin) an der Erbengemeinschaft ihres verstorbenen Mannes Herr H. beteiligt. Eine Erbteilung wurde leider nicht vorgenommen.

Die Beiständin Frau D. stellte bei der Vormundschaftsbehörde im Namen der Erbengemeinschaft (die 4 Nachkommen) einen Antrag auf einen Erbvorbezug. Dies zulasten des Gesamtvermögens, welche teils der Erbgemeinschaft, teil Frau H. gehört. Zu welchem Anteil ist jedoch unklar, da eine Teilung bis heute nicht vorgenommen wurde. Obwohl das vorhandene Gesamtvermögen (Fr. 1'955'000.-) beachtlich ist, ist die Summe des beantragten Erbvorbezuges (Fr. 770'000.-) auch erheblich. Die Vormundschaftsbehörde hat den Antrag an ihrer Sitzung behandelt. Es wurde festgehalten, dass aus Sicht der Behörde ein grundsätzlicher Interessenskonflikt zwischen dem Amt des Beistandes und dem Antrag auf Erbvorbezug, an dem die Beiständin ebenfalls beteiligt ist, besteht. Der grundsätzliche Interessenskonflikt besteht zwischen dem Amt als Beiständin der Mutter und dem Antrag auf Erbvorbezug aus dem von der Beiständin verwalteten Vermögen. Die Beiständin kann grundsätzlich nicht aus dem ihr anvertrauten und verwalteten Vermögen einen Erbvorbezug - was aus Sicht der Vormundschafsbehörde einer Schenkung gleich kommt - für sich selbst beantragen und vornehmen. Dieses Problem liesse sich mit einer Vertretungsbeistandschaft für dieses einzelne Geschäft lösen, was wiederum nicht die Vorstellungen der Vormundschaftsbehörde entspricht. Die Vormundschaftsbehörde hat in diesem Zusammenhang einen generelleren Wechsel des Beistandes bzw. eine Übertragung des Mandats an einen Amtsvormund vorgeschlagen. Dieser Vorschlag wird von der amtierenden Beiständin, wie auch von den anderen Kindern generell und vehement abgelehnt.

Weiter wurde, mit Hinweis auf Art. 408 ZGB vermerkt, dass zu Lasten der Bevormundeten, was in diesem Fall auch für Verbeiständete gilt, keine erheblichen Schenkungen vorgenommen werden dürfen. Es wurde betont, dass es sich um ein sogenanntes verbotenes Geschäft handelt. Allerdings kann einer verbeiständeten Person Vermögen zur freier Verfügung überlassen werden, mit welchem sie auch verbotene Geschäfte vornehmen kann. In diesem Fall besteht die Schwierigkeit darin, dass Frau H. urteilsunfähig ist und deshalb einem solchen Geschäft gar nicht zustimmen kann. Frau H. würde die Voraussetzungen für eine Bevormundung grundsätzlich erfüllen. Es widerspricht hingegen der heutigen Praxis, betagte Personen, auch wenn sie urteilsunfähig sind, zu bevormunden. 

Der Antrag auf Erbvorbezug wurde prinzipiell abgelehnt und der Beiständin empfohlen ihren Antrag zurückzuziehen. Einen Antwortbrief diesbezüglich hat die Beiständin von der Vormundschaftsbehörde erhalten, ein rekursfähiger Beschluss wurde jedoch bisher nicht erlassen. Daraufhin teilte die Beiständin unserer Behörde mit, dass sie an ihrem Antrag festhalten will und fordert einen beschwerdefähigen Beschluss der Vormundschaftsbehörde.

Die VB hat gleichzeitig in der Nachlasssache Herr und Frau H. die vorhandenen Dokumente beim Notariat bestellt. Es sind weitere Informationen bzw. Dokumente aufgetaucht, über welche die Erbengemeinschaft bzw. die Beiständin die Vormundschaftsbehörde bisher nicht informiert hatte. Es existiert beispielsweise ein Ehevertrag zwischen den Eheleuten Herr und Frau H.  Laut Ehevertrag, welcher öffentlich beurkundet ist, wurde zwischen den Eheleuten vereinbart, dass bei Ableben des einen oder anderen Ehegatten dem überlebenden Ehegatten, der gesamte eheliche Vorschlag zu unbeschränktem Eigentum zufallen soll. Dieser Vertrag ist verjährt da Herr H. vor mehr als 10 Jahren verstorben ist und die Vereinbarung laut Ehevertrag nicht vollzogen worden ist. Gleichzeitig ist zu sagen, dass seit dem Tod von Herr H. die Tochter Frau D. die Verwaltung des Vermögens mit Zustimmung der Mutter erledigt hatte. Wenn der Ehevertrag von der Erbgemeinschaft angefochten bzw. auf die Verjährung bestanden wird, geht es aus Sicht der Vormundschafsbehörde um eine Erbteilung. In diesem angenommenen Fall existiert ein noch unverteiltes Erbe. Grundsätzlich existierte kein voreheliches Vermögen und somit gehörte alles Herr und Frau H. je zur Hälfte. Laut ZGB (wenn es nicht anders geregelt ist) erbte nach dem Tod des Ehemannes die Hälfte seines Vermögensanteils die Ehefrau und die andere Hälfte die 4 gemeinsame Nachkommen. Grob gesagt ginge es in diesem Fall um ca. ¼ des damaligen ehelichen Gesamtvermögens, welches als unverteiltes Erbe angesehen werden könnte.

Die Vormundschaftsbehörde steht grundsätzlich nicht ablehnend einer Teilung des unverteilten Erbes des Herrn H. entgegen. Allerdings muss in diesem Fall genau geprüft werden, welcher Anteil der Ehefrau und welcher den Nachkommen zusteht und auf welche Art dieser zum jetzigen Zeitpunkt verteilt werden kann.

Hingegen, wenn der Ehevertrag nachträglich vollzogen wird, geht es um einen Erbvorbezug. Die Berechnung der Anteile der Ehefrau und denjenigen der übrigen Erbberechtigten, namentlich der 4 Kinder am Gesamtvermögen hängt massgeblich von der Anerkennung oder Anfechtung des Ehevertrages ab. 

Die Beiständin bzw. die Erbengemeinschaft wurde in der Zwischenzeit zu einem Gespräch auf das Vormundschaftssekretariat eingeladen. Ein Gespräch zwischen den Vertreter der Vormundschaftsbehörde und der Erbgemeinschaft fand statt und führte leider zu keiner Einigung. Die Erbengemeinschaft besteht auf ihrem Antrag einen Erbvorbezug in der Höhe von Fr. 770'000 zu bekommen. Dieser Betrag ist jedoch einiges höher als der angenommene Anteil wie er im Falle eines unverteilten Erbes betragen würde.

· Kann unter diesen Umständen der Ehevertrag „ignoriert“ bzw. auf die Verjährung bestanden werden? Wenn ja 

· Kann die Vormundschaftsbehörde in diesem Fall eine Erbteilung zustimmen?

· Kann die Vormundschaftsbehörde im Fall, dass der Ehevertrag nachträglich vollzogen wird, einem Erbvorbezug zulasten des verwalteten Vermögens der verbeiständeten Frau H. zugunsten der gesetzlichen Erben zustimmen?

Erwägungen

1. Die verbeiständete Person ist 77 Jahre alt und seit 27 Monaten aufgrund ihrer Alzheimererkrankung in einem Heim untergebracht. Nachdem Ihr Ehemann im Jahre 1994 verstorben war, kam es weder zu einem Vollzug der güterrechtlichen Ansprüche aus Ehevertrag noch zu Erbteilungshandlungen. Gemäss dem erst seit kurzem der Vormundschaftsbehörde bekannten Ehevertrag besteht kein Nachlass des Ehemannes, weil ehevertraglich eine gesamte Vorschlagszuweisung vereinbart worden war und offenbar kein Eigengut des Ehemannes besteht. Der Anspruch auf güterrechtliche Auseinandersetzung verjährt grundsätzlich in zehn Jahren (Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 26 zu Art. 215 ZGB). Die Verjährung beginnt mit Auflösung des Güterstandes, hier also mit dem Tod des Ehemannes. Demgegenüber ist der Anspruch auf Erbteilung unverjährbar (Art. 604 ZGB: Basler Kommentar ZGB II-Schaufelberger N 2 zu Art. 604).


2. Das Unterlassen einer Anspruchshandlung ist dann ohne rechtliche Wirkung, wenn die handlungspflichtige Person urteilsunfähig ist (BGE I 71/00 vom  29. März 2001; Eugen Bucher, Berner Kommentar, N 98-100 zu Art. 12 ZGB). Somit kann der Verbeiständeten nicht angelastet werden, die Durchsetzung ihrer güterrechtlichen Ansprüche unterlassen zu haben, wenn sie selbst dazu aufgrund ihrer Urteilsunfähigkeit gar nicht in der Lage gewesen war (Art. 18 ZGB). Im vorliegenden Fall dürfte es auch Art. 2 ZGB widersprechen (Gebot des Handelns nach Treu und Glauben), wenn die Kinder in Kenntnis der Verjährungsdrohung den Vormundschaftsbehörden keine Kenntnis der rechtlichen Situation vermitteln, den Eintritt der Verjährung abwarten und danach ein besseres Recht am Vermögen (Beteiligung als Gesamterben) geltend machen.


3. Die Verbeiständete konnte ihre Rechte vom Moment an, da sie verbeiständet war, geltend machen und handelte von diesem Moment an durch ihre Beiständin (Bucher, a.a.O. N 115). Wenn die Beiständin es unterliess, die güterrechtlichen Ansprüche ihrer Mutter gegen den Nachlass geltend zu machen, und die Mutter nicht nachweislich zu Zeiten ihrer vollen Urteils- und Handlungsfähigkeit rechtsgültig auf ihre erweiterten güterrechtlichen Ansprüche verzichtet hat, haftet die Beiständin und Tochter ihrer Mutter gegenüber  für den daraus entstehenden Schaden (Art. 426 ZGB). Eine Mithaftung der Vormundschaftsbehörde dürfte dann ausser Betracht fallen, wenn ihr der Umstand der güterrechtlichen Regelungen nicht bekannt war und auch nicht bekannt sein konnte (z.B. aufgrund der Inventaraufnahme). Die Schadenersatzpflicht der Beiständin könnte sich dann akzentuieren, wenn ihr vorzuwerfen wäre, dass sie aus eigenem Nutzen gehandelt hat, weil sie sich dann mit dem Vorwurf der ungetreuen Geschäftsbesorgung nach Art. 158 StGB konfrontiert sähe. Das ist hier insofern nicht ganz von der Hand zu weisen, als die Erben (inkl. Beiständin) nun Ansprüche an den Nachlass geltend machen.


4. Was der Ehefrau und was der Erbengemeinschaft gehört, scheint nach wie vor ungeklärt. Im Rahmen der vormundschaftlichen Inventaraufnahme sollte dieser Sachverhalt gestützt auf Art. 398 ZGB so rasch als möglich – es sind doch bereits 12 Monate seit der Errichtung der Massnahme her – geklärt werden. Dienlich dürften dabei die Steuererklärungen der Verbeiständeten und jene ihrer Kinder sein, welche von Amtes wegen einzufordern sind, weil anzunehmen ist, es werde auch entsprechend versteuert, wenn die Kinder Anspruch auf Beteiligung am Nachlass behaupten. Falls sie bisher (d.h. seit 12 Jahren) keinen Erbanteil versteuern, gibt es keinen Anlass davon auszugehen, sie hätten die Regelung des Ehevertrages nicht angenommen und akzeptiert.


5. Wenn der Ehevertrag stillschweigend vollzogen wurde oder innerhalb der allenfalls noch zur Verfügung stehenden Frist zu vollziehen ist (güterrechtliche Klage), käme die Überlassung eines Vermögensteils an die Erben der Verbeiständeten einer Schenkung gleich, wie das die Vormundschaftsbehörde zutreffend darlegt. Schenkungen zulasten Verbeiständeter unterliegen zwar nicht unbesehen dem Verbot des Art. 408 ZGB (Deschenaux/Steinauer, Personnes physiques et tutelle, N 1133), es sind ihnen aber insoweit Grenzen gesetzt, als sie nur vorgenommen werden dürfen, wenn die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde vorliegt (Art. 419 Abs. 2 ZGB) und diese erteilt werden konnte, weil die Schenkung als vernünftig erscheint, dem erkennbaren Willen der verbeiständeten Person Rechnung trägt, mit Rücksicht auf das Gesamtvermögen verhältnismässig ist und den Interessen der Verbeiständeten nicht zuwiderläuft (ZVW 2003 S. 169). Diese Kriterien scheinen aufgrund der Sachverhaltsschilderung nicht erfüllt zu sein, hätte doch beispielsweise die Verbeiständete in den letzten 12 Jahren selbst die Möglichkeit gehabt, ihren Kindern einen Teil zukommen zu lassen, wovon sie abgesehen hat. Damit fehlt es nicht nur an der Unangemessenheit der Vermögenszuwendung, sondern auch am erkennbaren mutmasslichen Willen der Verbeiständeten. 


6. Es steht den Kindern frei, den Versuch zu unternehmen geltend zu machen, die Durchsetzung der güterrechtlichen Regelung sei verjährt (mit den vorhin geschilderten rechtlichen Risiken, dass die zu bestellende Kollisionsbeiständin dem Begehren zuvor kommt und die Durchsetzung des güterrechtlichen Anspruchs einklagt, wenn er von den Kindern nicht anerkannt wird). Verjährung würde bedeuten, dass ein Nachlass vorliegt, auf dessen Teilung alle Beteiligten zu irgendeinem beliebigen Zeitpunkt Anspruch haben. Es müssten sich aus dem Nachlass des verstorbenen Ehemannes behördliche Akten finden lassen, welche eine Rekonstruktion der Situation ermöglichen. Falls diese von den Kindern zu vertretende Rechtsauffassung rechtlich überzeugen sollte, müsste die Frage nochmals näher geprüft werden. Andernfalls empfehle ich der Vormundschaftsbehörde, aufgrund ihrer zutreffenden Argumentation eine anfechtbare Verfügung zu erlassen und das Begehren um Ausrichtung einer massiven Schenkung („Erbvorbezug“) abzulehnen. Es steht ja den Kindern frei, bei der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde im Rahmen einer Vormundschaftsbeschwerde ihr Glück zu suchen. Allerdings dürfte die gestellte Forderung keinerlei Aussicht auf Erfolg haben.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24. Oktober 2006
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